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Fünfte Sitzung
am 14. October 1864.

Referat de« IX. Ausschusses über die Benutzuugsrechte am ueuci,
Schlußflügel oder Staudehausc zu Düsseldorf und die Unterhaltung
desselben. — Wahl uon Eommissaricn, behufs Abschlusses eines
neuen Vertrages iu Angelegenheit des Ständehanscs. — Einge¬
gangene Petitionen. — Berathung über de» Bericht des VII,
Ausschusses, betrcfseud die Verwendung des rcchtsrheinifchen Be-
zirksstraßcufoud«. — Ueberweifnng eiucs ueuen Antrags au den
VII, Ausschuß, — Berathung über dcu für die Restauration der
Pfarrkirche zu Nrauwciler beantragten stäud'.schen Zuschuß, ^^
Bericht des VIll, Ausschusses über die Proviu;ial«Hülfswsse und die
Erweiterung der Nefugnisse derselben. — Bericht desselbenAnsfchusse«
über die Rechnung und Bcrwaltuug der Pruviuzial-Hülfskassc, —
Bericht desselben Ausschusses über die Verwendung des Grundsteuer»
Deckungsfouds. — Bericht des III, Ausschusses, bett', die Vewilli-
gung eines Zufchnsse« zur Reparatur der Jesuiten- oder Gymnasial'
tirchc zu Münstcreifel. - Bericht de« III, Ausschusses und Berathung
über verschiedene Anträge, detrefseud die Regelnug uud Erleichterung
der Einqnartierung-'last. — Berathung über den Bericht des I.
Ansfchusscs, betr. die Allerhöchste Propositlun Nr, 5. wegen Ab'
ändernng des Wahlmodus im Staude der ieuudgcmcmdeu.
Bericht des VII, Ausschusses, betr, eiue Beihülfe für die Gemeinde
Burg zum Ausbau der Moselstraße von Zcll uach Trarbach, -
Referat des VI, Ausschusse« über die Rechnungen, deu Etat und
die Verwaltung der Irreuheilanstalt zn Ziegburg, — !licu ein°
gegangene Antrage; Geschäftliches,

Der MarschaU eröffnet die Sitzung um 1<» Uhr.
Das Protokoll fuhrt der Hvg, !)r.' ^exis.

Marsch«!!: Es handelt sich noch inn die Erledigimg
einer Wahl, von der wüuscheuswerth, ist daß wir sie bald
vornehmen, weil die gewähl reu Herren mit den Herren Eom-
missaren der Negiernng werden zusammentreten müssen,
nämlich in Betreff des hiesigen Stcindehauscs. Graf Hom-
pesch alsVorfitzcnder des IX. Ausschusses hat die Sache voll¬
ständig aufgenommen, uud ersuche ich ihn hiermit um den
mündlichen Vortrug.

Referent Graf v.Hompesch: Meine Herren, als sich
i. I. 1845 das hiesige Stäudehaus seiner Vollendung nahte,
fanden auf Berufung des Oberpräsideuten Verhandlungen
zwischenden Ständen der Provinz einerseits, den Vertretern
der Akademie, und den Vertretern der Stadt Düsseldorf
und der Regierung andererseits statt, und es wurde unter
dem 26. Januar '1848 eine vorläufige Convention abge¬
schlossen,die dahin ging, daß der untere und erste Stock

des Ständehauses ausschließlichder Benutzung der Stände
zu übergeben sei, dagegen der s. Stock dieses Flügels eine
Theilung erfahre, insofern, als ein Theil der Akademieüber»
geben, der andere Theil aber den Ständen ebenfalls zur Be¬
nutzung freigestellt werden sollte. Inzwischen kam nun das
Jahr 1848 und 184!), und es wurden in dein ursprünglichen
Plane des oberen Flügels Modifikationen vorgenommen,
und die Akademie setzte sich in den Besitz sämmtlicher Räume
dieser oberen Stöcke Nnn ist uuter dem 28. Februar
18«>!i ein Refcript vom Miuisterium gekommen, welches sich
dahin ausspricht: es wäre einverstanden mit jener vorläufi¬
gen Convention vom Jahre 1848, uud ertheile nachträglich
seine Zustimmung, indessen bedürfe der Vertrag unter den
veränderten Umständen lnnd nm künftigen möglichen Diffe
renzen vorzubeugen) einiger Modifikationen. Es habe näm¬
lich die Akademie sich in den Besitz sämmtlicher Räume
gesetzt, und sei daher faltisch Besitzer des oberen Flügels;
es müsse dieser Zustand der Dinge auch definitiv als ein
uruer Vertrag anerkannt werden, nur mit der Modisication,
daß, wenn während der Daner der lVitznngen die Räume
in dem ersten, unteren Stocke für den Landtag nicht aus«
reiche, die Akademie diejenigen Nänme einräumen müßte,
die für die Sitzungen des Landtages nud der Ausschüsse
nothwendig wären.' Wenn daher der Landtag mit dieser
Modisication einverstanden wäre, sollten die Vertreter
der Stände mit denen der Akademie nnd der städtischen
und Staatsbehörde einen definitiven Vertrag auf obiger
Vasis abschließen. Wir haben in dem Ausschlisse gegen
die Sache an und für sich nichts zu erinnern gehabt,
indem die Räume für den Landtag in diesem untern
Stocke ausreichen, und wenn sie nicht ansrcichcn sollten,
die Akademie uns die oberen Räume, soviel als nöthig
ist, eiuräumcu muß. Ich glaube daher, daß der Vor¬
schlag, auf obiger Basis einen Vertrag abzuschließen,
als richtig anzuerkennen, nnd für jeden Stand eine
Deputation zu wälllen ist, die diesen Vertrag abzu¬
schließen halte.

MarsckaU: Darüber wäre nun die Discussion
eröffnet.

Wenn Niemand das Wort verlangt, glaube ich an¬
nehmen zu töuucu, daß Einverständnis) vorhanden H.

Es würde sich darnm handeln, drei Herren und
zwar aus jedem Stande einen zu bezeichnet», welche mit
dem Vorstande der Stadt nnd der Akademie innerhalb
der nächsten 8 Lage zusammentreten, nm den Vertrag
abzuschließen.

(Ans Vorschlag werden folgende .'i Herren bierzu
designirt:

ll. aus dem Stande der Ritterschaft
der Graf von Spee;

d. ans dem Stande der Städte
der Commerzienrath Naum

und ^. aus dem Stande der Landgemeinden
der Abgeordnete Elemcns.s

Referent Graf v. Hompesch: Ich wollte mir
ferner die Mittheilung zn machet: erlauben, daß durch
Miuisterial - Erlaß vom ^8. Februar 18>>! der Minister
für Handel, Gewerbe und' öffentliche Arbeiten sich
dahin einverstanden erklärt hat, daß die Unterhaltungs¬
kosten dieses Schlohflügels von dem Staate bestritten
werden.
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Es wurden ferner anf früheren Landtagen Anträge
gestellt, daß ei» .^auzlist angestellt werden möchte, luetch'er
während der Abwesenheit der Landen-Vertretung die
Reinigung der Localitäten zu besorgen habe. Diesem
Antrage ist entsprochenund mit dem ArchivdienerPesch
ein Vertrag abgeschlossen worden, daß er unter Aufsicht
des Archivars die Wobnungen im Ständehause zu rei¬
nigen habe.

Es sind damit diese Anträge erledigt,

Marschall Damit wäre der (Gegenstand erledigt.
M. H., es sind uocb zwei Petitionen eingegangen

Die eine kommt von Linz, Niemand hat sie aber'zu'der
seinigen gemacht. Sie betrifft den Erlaß der Moststeuer,
nnd bezieht sich auf die letzten Nachtfröste, durch welche
am Unterrheiu die Trauben gelitten haben, ^ch stelle
anheim, ob sie Jemand zu der scinigen macht.

(Abg. Nnßbaum erklärt, daß er die Petition zu der
seinigen mache.)

'Dann frage ich, ob sie unterstützt wird.
(Die Unterstützunggeschieht ausreichend.»
Ich bitte den I!l. Ausschuß-, das Nefcrat darüber

zu übernebmeu.
Ich komme nochmals auf den ersten Gegenstand

zurück. ' Belmfs Informirung der Eommission, 'die Sie
mit der Abschlicßung des Vertrages beauftragt haben,
wird es natürlich nothwendig sein, daß wir auf unfere
Acten, die sich in dein !>'.Ausschuß befinden, returriren,
und daß wir uns möglichst bald mit dein Vorsitzenden
dieses Ausschusses benehmen. Das wird die Äbschliesiung
des Vertrages außerordentlich erleichtern,

ferner ist eine Petition eingegangen von einem
Peter Scbmitz aus Nicberzhngcn, welcher wünscht, in
einer Prozeßangelegeuheit das Ärmenrecht zu haben,
und behauptet,' er babe sich früber au das «aus der
Abgeordneten gewandi, sei dort aber wegen Maugel, an
Zeit nicht mehr berücksichtigt wordeu. Wem' der Laild-
tag geneigt sei, sich sür ihn zu Verwenden, so wolle er
das ' erforderliche Material einsende». Ob einer der
Herreu derartiges, was zur Cognition des Gerichtes
gehört, zu seinem Antmge macheu wird, werde ich ab¬
zuwarten haben; die Petition wird im Eonfercnzzimmer
ausgelegt werden, und wenn ich von einer solchen Be-
fürwortüug bis zum Sountag Abend i» Keuntniß gesetzt
bin, werde» wir darüber beratheu, soust schicke ich sie
zurück.

Dann hat .Hr. Noth ein Schreibe» der Stadtver¬
ordnete» zu Abrweiler eingereicht. Es ist noch Material
zu dem Gegen,milde, der in dem Ausschuß für oi,e An-
ilelegeuheit wegen« des Armeuwesens berathen wird,
bieht an den V. Ausschuß.
, Es sind zwei Adressenfertig geworden; ich ersuche
°m Abg. Frh, v. Solemacher-Autweiler die eine, betret¬
end die Aichnug der 'Weinfässer,vorzutragen.

(Die Verlesnng der Adresse erfolgt.»
Hat Jemand dagegen etwas zn erinnern?
(Pause ohne Widerspruch).
Dann ist sie genehmigt.

Neferent Münster giebt zuerst einige allgemeine
Mittheilungen ans dem gedrucktenBericht, nnd wendet
sich dann zu den einzeluen Anträgen.

V. NcgimmciMzitt Coblcnz.
Derselbe bemerkt zu der Pos. l, betr. die i» der

GemeindeHeddesdorf liegende '^,',<» Ruthen laugeStrcckc
der Heddesoorf-WcverbuschcrStraße:

Wie sie aus der Einleitung entnommen haben, ist
diese ganze Straße schon damals in dem Verzeichnis^,
welches dem Negulativ beigefügt war, aufgeführt. Sie
hat also die Königl, Sanction'schon erhalten; die Ge¬
meinden weigerten' sich aber damals, weil sie eine gnte
Ehausscegeld-Einnahmezn erhalten glaubten, die Straße
abzugeben. Sie haben sich aber darin getäuscht, und
zum vorigen Landtage hatte die königliche Negierung
zu Eoblenz darauf aufmerksam gemacht, daß dieses
Petitum der Gemeinden komme»werde. Es ist jetzt er¬
schienen.

Marschall: Es ist zu Nr, I nichts cntgegnet
! worden. Es ist dies also nach dem Referat angenommen.

Nach Verlesung der Positionen ,^ und N bemerktder
! Herr Referent:

Der Ausschuß befand sich hier bei diesen Straßen
' in einer eigenthümlichenLage, Von der Königl, Ncgie-
^ rnng wurde der weitere Ausball und die Abnahme der

Straße von Nosbach bis Ärusau beantragt. Der stän¬
dische Eommissar hatte diese Eingabe mit unterzeichnet.
Jetzt stellt sich aber durch die Aussage des Herrn Eom-
missars herails, daß da unübersteiglicheHindernisseVor¬
hemde» süld, die die Regierung auch angedeutet hat, uud
er hat nun einen selbständigen Antrag eingebracht, der
nun hier näber entwickelt ist Der Antrag ging von
dem Princip, aus, daß es dem Landtag ganz gleich sei»
tonne, welche Richtuug ciue solche Straße einschlüge,um
ihren Anschluß m erlangen, daß aber namentlich dazu
die Mitwirkung der kgl. Regieruug nothwendig ist, und hat
der Ausschuß deshalb den Antrag gestellt: der Landtag »löge
dam znstimmeu, daß die Königliche Regierung mit dem
ständischeilEommissar definitiv den Anschluß bestimmt,
nnd den Gemeinden, resp, den Bürgermeistereien, die den
Anschluß von Rosbach aus bis zu einer dieser vorhan¬
denen Bezirksstraßen vermitteln, den Zuschuß, der vom
Landtage auf die zu verlasseude Strecke bewilligt war,
übertrage. Sieht die Königl. Regieruug nicht die Vor¬
theile der vom ständischen Eommissar vorgeschlagenen
Richtung, nun so bleibt den Gemeinden, die diesen An¬
schluß ausführeil, die Uuterstützuug.

Ma'schall: Ist hiergegen etwas zu erümer»?
Der Abgevrdlletc Nußbaum hat das Wort.

Abg. ?tusiba«m Ich wollte mir bemerken, daß
ich in diesem Falle mit dem Referate einverstanden bin;
denn ursprünglich war bezweckt, die Wicdstraße in die
Linz-Rottbitzer Nezirksstraße weiterzuführen. Da aber
die Gemeinde Linz sich weigert, diese» Ansbau vorzu¬
nehmen, indem sie sich momentan nicht in der Lage er¬
klärt die Straße ausfübreu zu köuucu wegen überbür¬
deter Eommunallasten (dies ist richtig, denn mir sind tue
Verhältnisse bekannt) — so bin ick, damit einverstanden,
daß die .Wnigl. Regieruug zu Eobleuz über eine andere
Linie entscheidet.

2
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Abg. I>i-. TLuvzer: Mir sind die hierbei bethei¬
ligten Personen bctauut. Dieses Project rübrt von
einen: Geisteskranken her, welcher einen Rechnuugsfchler
gemacht hat, indem er statt 48/XX» Thlr. nur^ !8,0<»l»
Thlr. berechnet hat. Für i«,0N<» Tblr. wollten wir sie
ausbauen, nicht aber für 4«,««» Thlr.

Daß wir also .->0,(X)0 Thlr. mebr bezahlen müssen,
als der erste Anschlag erforderte, lag lediglich an der
Krankheit des Begründers jenes Pro,ccts.

Marfckall: Es hat sich Niemand gegen den An¬
trag des Referates ausgesprochen.

Die Punkte 2 uud l', sind angenommen,
(Der Referent trägt Punkt 4 des Berichts bv.r.)

Mavschall: Es wird nichts dagegen bemerkt, wir
gehen daher weiter.

Der Referent Abgeordneter Münster trägt Puutt
5 vor, uud bemerkt dazu: Es beruht dies auf einer
Mittheilung der Königlichen Regierung uud des stän¬
dischen Eommisscirs, um die Mitglieder des hohen Land¬
tages darauf aufmcrtfam zu machen, daß in der nächsten
Zeit eine Erhöhung des Beitrages znm Vezirtsstrnßeu-
fonds eintreten werde. Für uns hat dies keine andere
als historische Bedeutung.

Derselbe fährt im Bericht fort:
Der V!I. Ausschuß kann ?e. s. Verhandl. S. .',U;

bis: „Mitglieder des Landtags."

N. MMNmns-Bcznt Eölu.

S.Ve hdl.S.::l:;- :N5> bis: Die kgl. Negierung stellt
nun im Einverständn ß mit dem ständischen Eommissar
den Antrag, folgende ? Prämienstrahen, welche im Van
begriffen sind, nach normalmäßiger Vollendnng auf den
Bezirksstraßenfonds zu übernehmen, da sämmtliche die
Commnnieation großer ^ändcrtheilc befördern:

1. Die Zeithstraße, welche über Hochhausen, Zeit!',
Much und Drabcnderhöhc, ein.'stheils von Siegburg aus
die Eöln-Frantfurker Staatsstraße nnt der Eölu-Olpener
Staatsstraße beiVngclskirchenverbiudct,anderenthcils über
Forst bis zur führt.
Die Verbindung einer Menge ooerbergischer Orte mit der
Deutz-Gießener Eisenbahn wird durch sie herbeigeführt,
in der durch sie durchschnittenen Gegend eiucr Menge
industrieller Etablissements ein leichterer Absatz gewährt
und Wohlstand verbreitet werden. Sie wird W57
Ruthen lang.

Wird genehmigt.
2. Die Halft-Schöncbcrgcrstraße; sie geht von der

Siegstraße (Bczirtsstraße) bei Halft aus, führt durch
das Ottcrsbachcrthal n.-ch Schönenbcrg an die Brohlcr
Bezirtsstrahe, sie verbindet also die Vrohlstraße mit
der Eiegstrahe und dem Bahnhof der Deutz - Gießener
Eisenbahn bei Eitorf, und ist ihr Ausbau durch die ge¬
steigerte Frequenz geboten worden. Die Länge beträgt
280« Nnthen,

Wird genehmigt.
3. Die Eitorf-Kircheipcrstraße; sie geht zu Eitorf von

der Siegstrahe durch das Mühleiperthal über die Orte
Mühleip und Obereip und mündet bei Kircheip in die

Eöln> frankfurter Staatsstraße. Ta nun «ircheip eiuen
Knoteupnntt verschiedener Slraßen bildet, so werden
alle diese Straßen auf dem kürzesten Wege mit der
Deutz^iießener Eisenbabn und mit d.m Nbeine verbnn-
den und ist deren Vollendnng besonders wünschenswertb.
Di^ Länge der ötraße ist 2.'!I4 Nnihen.

Wird genehmigt.
4. die^'e geht bei Spitze

aus oer Mühlheim-Wipperfürther Bezirksstraße' und bildet die
Verlängerung der Bezirksstraße von Bensberg nach Spitze,
führt über schanze, Tchnappeu, Bcckeiu nach «esselsdhünn
uud mündet im Regierungsbezirk Düsseldorf zu Stumpf in
die Dünuwald Dabringhauseu «ammerförsterböher Vezirls
straße; es wird al,o durch diese Straße die Verbindung
mit dem RegierungSvezirk Düsseldorf, namentlich mit ocm
Ureise '^ennep herbeigeführt. Der im Regieruugsbezirl Düssel¬
dorf liegende Theil der geueumten Straße mird ebenfalls
dort auf den Bezirlsstraßeufouds zu nehmen sein und bei
den Anträgen füe Düsseldorf »eautragt werde». Die ganze
Lauge im diesseitigen Regieruugsbezirl beträgt 25N!2 Ruthen.

Wird geuehmigl.
Die fünfte Straße darf ich übergehen, da sie bereits

auf den Bezirksstraßenfouds übernommen ist.
7<. Die Müllerhaide-Alicheler Straße ini «reise Wald-

broel geht bei Müllerhaide uou der Verschlag Rothemühler
Bezirlsstraße ans, führt über .^inspert niid Finlenrath
und mündet bei Auchcl in die Brüctermühle ^ Respener^
Bezirksscraße; sie hat eine Lauge von l4.Ä> Ruthen. Auch
dien' Straße schließt uiele bis jetzt dem Verkehr entzogene
Gegendeil auf und erleichtert die Verbindung uud Eomnim
nication »ach alleu Seiien hin.

Wird genehmigt.
«>. Die DentUngen Morsbachcr Straße, ebenfalls inl

Kreise Waldbroel gelegen, verbindet den Ort Deutlingen
an der Wiehliniiudeii Rother Bezirtssiraßc durch das Nisscm-
thal nüt dev Wissem Wilddergerhütterstraße bei Morsbach;
eine Zweigstraße geht bei Hülstert ad nach Voxverg bei
Waldbroel; auch sie verbindet das hinter ihr liegende «and
mit der Dentz Gießener Eisenbahn und wird so dazu bei-
trage», den Mineral Reichthum des Wissenithals z» ver-
werthen.

Es ist Absicht, diese Straße über ^teeg und Friesen-
Hagen nach Siegen im Regierungsbezirk Arnsberg fortzu¬
setzen, wodurch die Straße eine Haupt Verkehr - Straße
wird, und an Wichtigkeit noch gewinnt. Die Zweigstraßc
nach Boxberg ist eme Verbindung mit dem «reiöorte
Waldbroel und zugleich mit der Bezirtsstraße durch das

' Broelthal.
j Die Hauptstraße hat eine Länge vVn 2«5l> Riltheu

Die Zweigstraße vou..... 12<>2 „
> zusammen 41 l2 Ruthen

Wird geliehmigt.
Der VlI. Ausschuß tanil sich nur dahin aitssprcchelnc.

siehe S. 3t«! der Verhandl. bis: „der ständischeEouunissar
Graf Ncsfelrode uud dessen iVtellucrtreter Schaurte
sind noch Mitglieder des Landtags."

«'. Ne>yciunns'Bczirl Düsseldorf.

Siehe Seite .'l l l>—320 bis: „Der ständische Eommissar
Hcmptmemn a. D. Münster und dessen Stellvertreter
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Eoinmerzienrath v o n o e r H e n d t sind noch Mitglieder
des Landtags."

Sämmtliche Ausschuß Anträge werden genehm,gl.

Abgeordneter v. d. Keydt: Ich möchte den Herrn
Comnusmr bitten, über ^ Punkte in diesem Etat eine
nähere Anfilärnng zu gebend >, nieshalb in den Ans
gaben zn der Position : von einem Extraordinaritim die
Rede ist. Weshalb ist hier zn der geu'öhnlichen Untre
haltilng ein Extraordinarinm von !»<» Thlr. per Meile
festgesetzt; 2) weshalb ist für diesen Rcgiernngs Bezirk,
abweichend von den übrigen, ein so sehr großer Bestand
nothwendig für den Straßenban? Und daran mochte '.ch
die Frage'tnüpfen, ob in Folge dessen, da er schon so hoch
angewachsen ist, nicht eine Ermäßigung des Zuschlags statt
finden kann?

Referent Münster. Was das Ersten betrifft, so sind
auf den bereits seit langen Jahren übernommenen Bezirks
straßeu einzelne strecken, die dnrch frühere mangelhafte
Eonstrnction sich gesenkt haben, oder wo bei steilen Höhen
viel Wasser abgetrieben wird, ^ solche einzelne Stellen,
die nicht im ganzen Slraßeuzugc der Reparatur unter
worfen werden, besonders hergestellt worden. Die Vorlage
der Rechnungen der Köuigl. Negierung weist die Kosten
üb« jede einzelne Strecke nach, welche Verwendung im
nächstenJahre das K>eld haben soll. Es soll z. B. setzt eine
der Straßen neu mit Kies beleg! werden-. das ist freilich eine
regelmäßige Ausgabe. Wo ,edoch ein ^nruu^ noch nicht
da ist uud eine besondere Nachhilfe als nothwendig sich
herausstellt, für folche Fälle sind dirsr A»»u Thlr. voraus¬
sichtlich ausgeworfen. Was ferner den hohen Bestand
betrifft, so «innere ich Sie daran, daß wir auf dem vor
letzte,, Randlage, nickt auf den, letzieu, wo unsere Fonds
bedeutend geschmolzenwaren uud wir nicht meör anskamen,
den Znsckmg ans N ^ . Prozent erhöhten. Dadurch ist setzt
dicsr^Ansammlung entstanden. Wir werden aber noch eine
Menge von Bezirtsstraßru in, Regierungsdezi, t zur 'Auf
nähme bekommen, und da einmal erhöht werden mußte
und wegen der Einsammlung nickt gm um ein acktel Prozent
sich erhöhen ließ, fo ist der Modus angeuommen worden,
daß die runde Summe vou N><» Thlr. festgesetzt wurde.
Im Kreise Siegburg z. B. siud das dir ersten Bezirks-
straßeu der Kreis Venncp hat auch nur wenige, uud nocb
mehrere Kreise auf dem rechten RheimUfer sind iehr schlecht
mit Bezirtsstraßen versehen.

Die Gemeinden haben sick vielfach geweigert uud Be-
denken getragen, die kosten anzulegen, haben aber immer
mehr die Ueberzeugung gewonnen, daß Nichts nützlicher ist,
als die Anlegnng von Straßen.

Marsckall: Da weiter nichts bemerkt wird, so
würde die Position angenommen sein.

Abgeordneter Münster! Als ständtscher Eommiffar
fuugire uh und als mein Stellvertreter der Eommerzieurath
v. d. 5ievdt, wir beide sind noch Mitglieder des Landtags.

Marsckall: Dazu ist uichts zu erwähnen.
Die entsprechenden Anträge sind erledigt uud wir

habe» mir noch die Adresse zu vernehmen.

fall
Referent Abgeordneter Münster: Die Antrage zer¬

rn in :^ Theile, zunächst in solche, welchr «r. Majestät
dem Könige vorgelegt werden müssen, uud dauu iu wlche,
welche nur an das Ober Präsidium zu ergehe» haben.

Ich erlaube mir zuerst die an Se. Majestät drn König
gerichtete Adresse vorznlrseu.

(geschieht).

Marsckall Es wird wobl nichts dagegen zn erinnern
e>».

«Pause.
<^ie ist augeuommeu.

«.Hierauf wird das Schreiben au deu Ober-PräsideMcn
vorgetragen).

Dagegen wird die Versammlung auch nichts zn erinnern
haben.

Es ,sl noch rin Antrag eingegangen des Nbg. Frhru.
v. Nmtam nnd Genossen,' betreffend die Erhöhung des
Barru'regeldes auf den Bezirtsstraßen der Nheinprovinz für
das schwere Fuhrwert. '

Der Antrag wird dem VI! . Ansschusfe überwiesen.
Ich würde jetzt den Abg, v. d. Hevdt criuchen, das

Referat über die Restauration der Pfarrkirche zu Brauweiler
zu erstatteu.

Der Referent u. d. Heydt erstattet hierauf den Bericht
des ^. Ansschnsfes, betr. einen Zuschuß für die Restallration
der Pfarrkirche zu Brauweiler.

Der Ausschuß beantragt folgende Resolution:
Um der Pfarrgemeinde Branweiler die Beschaffung

und Verzinsung der zur Restauraiion der Pfarrkirche
erforderlichen Geldmittel zn erleichtern, beschließendie zum
17. Rheiniscken Provinzial Landtage versammelten Stände
die seitherige jährliche Retribntion von w<» Thlr., welche
die Provinzial Ärbeits Anstalt zn Brauweiler für Mit-
benntzliug der Pfarrkirche an die dasige Kirchenfabrik zahlt,
ans die Summe vou N>» Thlr. zn erhöhe», vou dem Zeit-
punkte ab, wo die in Aussicht genommene Restanration der
Pfarrkirche gesichert ist.

Marsckall: Ick eröffne hierüber die Discusfion.

Abgeordneter Schult: Der Ausschuß hat beautragt,
den Beilvag, den die Anstalt Branweiler für Mitbenutzung
der Kirche zahlt, auf ^,',<>Thlr. zu erhöhen. Ich kann mich
mit den, mteage und den Ausführungen des Ausschusses
nicht einverstanden erklären, 'Nach meiner Meinung war
der Bischdf zu der Verordnung vom t ö. November t>^I^
nicht berechtigt, wodurch er der Anstalt die Mitbenntzung
der Pfarrkirche zu Brauweiler überwiese» hat. Diese frühere
Benediktiner-Kirche war im Jahre I8N3, als Branweiler
zur Pfarre erhoben wurde, der Pfarre als ^uccnrsal^Kirchc
ohne Vorbehalt nnd Bedingung vom Staate geschenkt
worden; es hatte demnach weder der Bischof noch die Eivil-
behörde das Recht über diese Kirche, Eigenthum der Pfarn
gemeinde zn verfügen. Dann trat noch von dieser Zeit
das Deeret vom '!0. December I«M in Kraft, nach welchen»
die Kirchen Verwaltung das Recht hat, mit (Nmehmignug
des Bischofs Räume in' der Kirche zu vermiethe», oder gegen
Entschädigung abzngeden. Keiner anderen Behörde steht
dieses Recht zn, nnd demnach sind nach meiner Ansicht die
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vom Bischöfe getroffene!!, vom Präfetten und Minister genehm
nngten Bestimmungen nnll und nichtig und daraus folgt,
daß, wenn die erste Grundlage ungültig ist, alte auf Grund
derselben gepflogenen Verhandlungen uud daraus gezvgenen
Consequen'zeu ungültig sind. Ich biu ferner der ^ceinnng,
daß der abgeflossene Vertrag zu bestehen aufgehört hat.
Er wurde im Jahre tl^I!! für das damalige »I-'^üt ,l<,
nu'u<Ii<'tt<! des Prooinzial Departements abgeschlossen.
Dieses ,l<n>!N <!<- nx'inlil'üc' besteht aber nickt mehr, wir
haben jetzt' eine Arbeits Anstalt für l ^legieruugsbezirle,
die mit dem frühern Depot nichts gemein hat. Der Gegen
stand, wofür oie Bestimmungen erlasse» sind, besteht nicht
mehr, folglich hört der geschlosseneVertrag anf, zu sein.

Es mnß daher der Pfarrgemeinde das Recht zugestanden
werbe», der Anstalt deu Mitgebrauch der Kirche zu sündigen
Wenn ooil der Majorität des Ausschusses dieses steckt
bestritteu und mir der Anstalt dieses vindicirt worden,
indent inan sich auf deu Beschluß des Präfelteu beruft,
worin es heißt: ,, <<!!>' l'<ii<!,< »l,/.^ <:!»>,^><^ ,'>:,>, !i ,n^ ^<>,">
!^I!^)! >^V!^<>il >' !'! ><>!'!! I',,' v«,,'!l l>^o, ><)!"! !^,,!' !>' !>i<>!1 <lil
«t>I'vi>'ll >!«' l'^!^t)!i«^!'!N<'!!t u>, !>',^ ,'il',:<!N^!!,I>!V^ l'cxi-

^!>!!!!l!.^ 2o taun ich diese nur für die Anstalt in An
spruch geuommeue Berechtigung der Küudiguug nicht auer-
tennen. Ich schließe vielmehr daraus, daß, weil der Präfett
die Küudiguug vorbehalten hat, sie auch der Pfarrgemeinde
zustehen muß'und es auch uirgeudwo geschrieben steht, daß
der Bischof die Bestimmung!,'!! .-ul j,,>,',>,>t,lu>,>erlasseu hat.
Die königliche R'egieruug zu Eölu ist auch der Meinung,
daß der Pfarrgemeinde das >>iecbt zusteht, das Verhältniß
aufzulösen.

Abgesehenvon alter Verpflichtuug uild vvn allem Recht
mnß es wünschenslverth erscheinen, wenn eine Verständignng
stattfindet. Mit einem jährlichen Zuschuß von 150 Thlr.
kann nicht gebaut werden und vielleicht fällt der Pfarrge^
meinde ein zu tüudigeu, und die Austeilt vor die ^hür 'zu
setze». Dann würde die Provinz in die Vage lommen, eine
neue Kirche zu bauen und wenigstens !0,0ü0 ^hlr. ver¬
wenden zu müsse» Um alle Störungen z» veruieidcu,
schlage ich vor: der Pfarrgemeinde anstatt eines jährlichen
Zuschussesvon ! 50 Thlr. zur Reparatur der Kirche l5l!0Thlr.
zu bewilligen, unter der Bedingung, daß dieser Betrag
zurückgezahlt werde, wenn eine Kündigung von Veiten der
Gemeinde erfolgen sollte,

Abgeordneter Münster: Ich wünsche bloß, daß hin.
zugefügt werde, daß diese Subveutiou nur so lange be^
willigt werde, als die Kirche von der Anstalt benutzt wird.

(Der Marschall bemerkt, daß dies als ein neuer Antrag
besonders formnlirt werden müsse.)

Abgeordneter Gontzen: Meine Herreu, es gibt ein
altes Sprüchwort: Bange machen gilt nicht, und dieses
alte Sprüchwort »lochte ich heute anwenden ans den Vor¬
trag des Herrn Schult, Ich gebe zu, daß die Rechtsfrage
in der Sache ziemlich zweifelhaft ist, ich gebe zn, es läßt
sich darüber streite», ob der Bischof Bertholct Jahre lemg
nachher, nachdem die Kirche snprimirt, »nd der Gemeinde
zurückgegebenworden war, nuu noch besondere Bcdiugnugen
an die Beuutzuug dieser Kirche tuüpfcu tonnte, oder nicht.
Es steht nun aber fest, daß er dennoch dieses gethan, indem
er mit der Benutzung dieser Kirche die Verpflichtung ver^
band, das cl^nü c!e> ino,illi<!itö mit llufzunehmcu iu die

Kirche, uuo zwar gegen eine Entschädigung uon so und so
viel hundert Francs. Der Präfetr, der dieses Abkommen
schlvß, legte dasselbe dem Minister des Innern und des
Cultus vor, und dieser genelnnigte es.

Aus dem Provisorium iauu das m'echt des Kirchen
Vorstandes nicht hergeleitet werden, das Verhältniß zn lösen,
denn bei t^euehmiguug des Projects zwischen Bischof und
Präfeet fügte der Minister binzn, es sei ein prvvisvrisches
bloß iu dem Siuue, daß die A u st a l t das Kündignugö.
recht habe, falls sie von der K-rche leinen Gebrauch machen
wolle.

Dagegen bin ich mit der Ansicht des Eollegen 2chnlt
einverslaudeu, daß eine Veränderung iu dem nrsprüuglicheu
Verhältnisse dadurch eingetreten ist, daß jetzt die Mirb»
nntzuug der Kirche zn Brauweiler sich nicht mehr auf das
I>,^,^s ,!,- ,nl>m!i<',t,'> beschräutt, sondern Sache einer Pro>
oinzial Anstalt geworden ist, während jenes Depot mir das
Roer Depanemeut, also mir einen ^heil der Provinz nm
faßte. Die Frage nnn, ob mit Nüctsicht anf dieses ne»e
Verl,ält!liß das heutige zivischeudem Kirchenvorstaude nnd
der proviuzialstäiidiub'e» Vercretliiig bestehende Verhältniß
gelöst werden tann, halte ick für ziemlich gleichgültig nnd
zwar ans dem O'ruude, weil ick gar nicht glanbe, daß, wenn
der !>Urckenvvrstemd iündigen tann, es ilun jemals einfallen
wird, zn tündigen. Die Kircke dient für beide Z'vecke; es
tuerden nickt bloß ein paar hundert Franken für die Be¬
nutzung gegeben. Dann töuute mau vielleicht verlangen,
daß noch größere Anstrengungen gemacht nnd mehr gezahlt
werden svlle.

^ie baben nämlich ans dem Vortrage des Referenten
entnommen, daß nicht weniger als tilw Thaler anf den
Besolonngs Etat der Anstalt übernommen worden sind,
»m be» Pfarrer zn besolde», der gleichzeitig der Seelsorger
der Vranweiler Anstatt ist. Der Pfarrer ist aber ein
wichtiges Mitglied des Kirckenvvrstandes nnd ich bin
der Ansicht, daß er gegen die Kündigung des heutigen Ver¬
hältnisses sich aussprechen wird, weil er sonst 000 Thlr.
jährlich verlieren würde. Dies wird sicher zur Verstand!«
g»»g beitrage». Diese Societät der Interesse» wenn ich
es so nennen soll, — tonnen wir sehr gnt aeceptiren: sie
niackt auch dem Herrn Pfarrer leine schände.

Meine Herren: Die Frage würde anders liegen, wenn
nachgewiesenwvrden wäre, daß Brauweiler in dein Maße
gegenwärtig bevöltert sei, daß mit Rücksicht auf dere»Z»wachs
die Kirche vergrößert werde» müßte: dann hätte dir Sache
allerdings etwas für sicb. Der Vorstand tonnte fagen, das Be¬
dürfniß zur Vergrößerung ist durch Euch eutstaudeu. Dies
tauu er jetzt nicht sageu. Es handelt sich nur um Re
parat,ireu. Diese werden stets nöthig sein und bleiben,
es möge nun die Anstalt verlegt werden oder nickt; der
Kirchenvvrstemo hätte also ohnehiu diese Vast zu trage»,
Nu» frage ich, ob es fo veruüuftigeu beuten, wie dem
College» schult, jemals einfallen würde, den Entschluß zu
fassen, jenen Zuschuß eiubüßeu zu wollen, einen Zuschuß,
der nach dem Autrage des Ausschusses für die Beuutzuug
der Kirche auf 250 Thlr. erhöht werden soll, also im
Ganzen die ^umine uon 65N Thlr. iu die Schauze zu
schlagen.

Ich tann mich also nur für den Antrag des Ausschusses
aussprecheu.

Abgeordneter Frhr. v. Nvnsck 'Db wir ein Recht
haben oder nicht, dies ist bereits sehr weitläufig erörtert
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wordeu-. da ich selbst keine jnristiscken >icu»l»!sse bcsitze, so
will ich mich darauf nickt einlassen.

Meines Erachtens handelt es sich hier um Billigkeit.
Die Kircke zu Brauweiler ist einer Reparatur benötbigt
— es soll eui Prachtbau gewesen sein —, und muß jetzt
auf das uothlveudigste reparirt werden, sie ivird uoch einst-
weilen vou uus milbeuutzt. Ick finde nur, daß dies au
sich feine Annelnnlickteit ist, und daß es wohl besser wäre,
künftig eine eigene Kirchengemeindeeiuzufübreu.

Ein Beitrag vou .'<!.'>«»Tl,lr,, wie vorgeschlagen wird,
kann den Brauweilern uichts helfen-. fie U'vlleu bauen, das
wissen wir auck, »ud da uiuß ich wich dem Antrage des
Abg. Schult anschließen, daß wir ihnen eine ^unune be
willigen, ohne uns auf die Rechtsfrage selbst weiter eiuz»
laffeu, iu der Weise wie Herr Schult bereits vorgeschlagen
hat, indem wir eine Summe von 4.'>!><> Thlr. bewilligen.

Abgeordneter Simons: Zuerst erlaube ick mir,
die Bewertung des Abg. für Aackeu, daß Herr schult
Mitglied des '>tirche,ivorfiaudeS i,l Brauweiler sei, dahiu
zu rectificiren, daß derselbe nickt einmal dein betreffenden
Greife angehört, sodann erlaube ich mir kurz das Rechts-
Verhältniß zn resumireu. Die Abtei und «irche zu Braw
Weiler wurde snpprimirt. im Jahre l^M! schentteder «aifcr
Napoleon durch ein Deerec der Gemeinde die Abteitirche
ohne Vorbehalt. Die Abtei selbst blieb ein Eigenthum des
Staates. Iu demselbeu Jahre trat schou die Kirche zu
Brauweiler iu die Reihe nud die Rechte der Succursal-
Pfarren; bis dahin gehörte Bramoeiler zum Pfarrverbande
einer benachbarten ^rtfckaft. Iiu Jahre l«U!) wurde durch
eiu anderes Decret des 1)<'j!»,! i!,» in<>i!>li^iil'> in dem
Abteigebäude zu Brauweiler gegründet und im Jahre ! l-«l l
sind die ersten Bettler darin aufgenommen worden. Erst
im Jahre I«^'> befahl der damalige Diöcesan Bischof
im Eiuverständuiß mit dem Präfeeteu dem Kircheuvorstaude,
einen Vertrag abznschließenmit der Directio» der Austalt,
loouach die Pfarrkirche gegen geringe Vergütung die Ver-
pflichtnng übernehmen mußte, den Detiuirteu ivähreud des
Gottesdienstes einen abgeschlosseneuRaum der jetzt mehr
als die Hälfte der Kirche einnimmt, zu überlasse». Es ist
schou vvn dem Abg. Eoutzeu gesagt wordeu, daß eine solche
eiutocratisckePräfecteuwirthschaft gesetzlich nicht zulässig war
nud heute halte ick eine solche Verfügnng nicht mehr für
möglich. Es ist nun allerdings eine Rechtsfrage geworden
ob 'der damals abgeschlosseneund nicht erneuerte Vertrag,
der auf höheru Befehl von dem Kircheuvorstaude mit dem
!>«'>,,,'», <!<> „!»>»<!,,',,,'' gethätigt worden ist, heute noch zu
Recht besteht. Juristen, welche darüber gehört worden find,
haben diese Frage verneint, auck aus dem Gründe, weil!
der Vertrag mit der Direktion des U^püt cl> n^ncii«'!!«
für das Roer-Departement abgeschlossen worden sei, welches
hente nicht mehr bestehe. Iu Brauweiler fei jetzt eiue Ar-
beitsanstalt, welche vier Regiernngsbezirte umfasse und sich
Weit über die Gräuzeu des' ehemaligen RoerHepartements
ausdehne. Die Regiernng foll ebenfalls anf diese Rechts^
anschanuug eingegangen sein, uud sie hat dem Uircheuoor-
stände vorgesck'lageu': die Erricktnug eines Zuschusses zu
den Banlosten zn befünoorten, tveun derselbe der Regie-
rung das Recht einräumen wolle, für ewige Zeiten die
Kirche dnrch die Be'.oohner der Anstalt mitbenutzen zu lassen.
Der Mrchenvorstand und die Gemeinde sind aber auf diese
Zumuthuug uickt eingegangen; sie waren aber bereit, das
eventuell hergegebene' Geld zurnckzugedeu, falls von ihnen

die Mitbenutzung der Kirche dnrch die Detinirteu gesündigt
werde. Die Regierung hat diesen Vorschlag unter den uvu
dem Herrn Referenten vorgetragenen Bedingungen äuge-
nommeu. Wenn uuu weiter gesagt worden ist, der Pfarrer
würde fich wvhl hüten, einen solchen Antrag zu stellen,
oder solchen Beschlüssen des Proviuzial Landtages, wenn
sie nicht im ^)iuue der ständischen Eommission ausfallen
möchten zn widersprechen, so lann ich das Verständniß znr
Eache nickt einsehen. Einen Geistlichen muß die Austalt
haben -. ob es der Pfarrer des Ortes oder eu> anderer Geist¬
licher ist, dürfte gleicbgültig sein; es wird nicht der Pfarrer
als Pfarrer ans Provinzialmittcln, fouder» der Geistliche
der Anstalt besoldet, welchem für die Detiuirteu die ^?eel
forge obliegt.

^ch >vürde mich nun dem Antrage des Herrn Schult
anschließen und bitten, der Landtag wolle beschließen,ans
den disponiblen Fonds der Brauweiler Austalt, deren jetzige
Summe ich nickt weiß, die aber früher «U Tausend Thaler
betrug, der Kirche eiue Unterstützung znzuwenden für die
Mitbenutzung derselben durch die Detinirteu, mit der Ver-
Pflicktuug, diese Summe wieder zurückzuzahlen, wenn die
Benntznng aufhöre» svllte. Falls jedoch der Landtag auf
diesen Autrag nicht eingehen sollte, so würde ich snbsidiarisch
den Autrag stelle», die jährliche Retribution von 250 >ichlr
ans!',,»«>Thlr. zn erhöhen.

Referent von der Hoydt I» Bezug anf die
Bemerkungen des Herrn Schult erwiedere ick, daß der
Ausschuß sich gar nicht über die Rechtsfrage ausgesprochen
hat, es waren darüber die Ansichten getheilt. Diese
Rechtsfrage, ob der Kirchenvorstnud das Recht habe, das
Verhältniß zu kündigen, ist bei Seite gelassen, lind wir
sagen nur, daß wir, um nicht einer Kündigung ausge¬
setzt zn sein, so lange den Veitrag zahlen, und, wenn
diefe erfolgt, so hört auch der Beitrag anf,

Abg. Vaum Die Rechtsfrage ist weitläufig dis-
entirt worden; ich beziehe mich aber auch darauf, daß
die angeführten Billigteitsgründe völlig erschöpfend sind.
Wenn aus der Bremwciler Anstalt jährlich t,00 Thlr.
an den Geistlichen gezahlt werden, nnd auch noch WO
Thlr. Zuschuß gegeben wird für Reparaturen lind für
das Nutzungsrecht, so ist, glaube ich, alles geschehen,
was von Seiteil der Provinz geschehen lind' erwartet
werden kann. Ich habe mich daher im Ausschuß dem
Referat völlig angeschlossen, nnd spreche gegen den Vor¬
schlag , eine Summe von 4500 Thlr. zu bewilligen.
Sollte aber eine Summe gegeben werden, so wäre ich
noch eher dafür, selbstständig für die Anstalt eine Kirche
zu bauen, die vielleicht bei tleineil Verhältnissen 7-^,^000
Thlr. kosten würde, als auf eine solche Gemeinschaft ein¬
zugehen. Ich trete auch dem Herrn von der Ritterschaft
entgegen, welcher eine Erhöhung des Zuschusses voll 25,0
Thlr. auf ^l><» Tlilr. wünschte, nud kann mich nur mit
dem Antrag des Ausschusses einverstanden erkläre»,

Abg. Frhr. v. Leyfam M. H.: Räch den gesetz¬
lichen Bestimmungen werden die Eultnskosten aufgebracht
durch Zuschläge auf die Staatssteuer, insofern das eigene
Vermögen nicht ausreicht. Die Anstalt und ihre Ve-
wobner zahlen keine Staatssteiler, und daher halte ich
es für cmgc»iesseu, daß, wenn sie die Kirche benutzen,
auch für die Mittel eintreten, welche der Neubau crfor-
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dert. Nils diesem Grunde unterstütze ich den Antrag !
des Herrn Schult.

Abg. Schult: Von den Herren Baum uud(5outzen
ist eben gefagt worden, daß außer der jährlichen Necri-
bution jährlich 600 Thlr. für den Pfarrer von Brau¬
weiler gezahlt werden und daß die Pfarrgemeinde sich
demnach hüten werde, das bestehendeVerhältniß aufzu¬
heben. Hierauf erwiedere ich, daß der Pfarrer von
Brauweilcr allerdings die Fuuetionen des Anstalts-Geist-
licheu wahrnimnrt und 60l) Thlr. bezieht, dieses aber
kein Interesse für die Pfarrgemeinde hat, sie weder
Nutzen noch Schaden davon hat, und es wird ihr ganz
gleich sein, ob die Anstalt ihren eigenen Geistlichenhat
oder nicht.

Marschall: Die Discussion ist geschlossen. Der
Ausschuß trägt darauf an, die Zuschüsse, welche zur
Kirche gegeben werden, anstatt irgend einer ein für alle
Mal zu gebendenSumme, auf ^',0 T blr. zu erhöhen. Hr.
Schult beantragt, ein für alle Mal eine Summe von
4500 Thlr. zur Restauration der Kirche zu gebe», und oie
jährlichen Zuschüsse zu lasse» wie sie sind. Dann schließt
sich oer Abg. Frbr. v. Rynsch und ebenso Hr. Simons
au, welcher letzterer aber sich eventuell auch dein Antrage
des Hrn.' Referenten anschließt nnd wünscht, statt s50
Thlr. 300 Thlr. snbsidiarisch zu geben. Schließlich be¬
antragt Herr Münster, N0Thlr. so lange zu bewilligen,
al«, mau "der Anstalt anch die Benutzung der Kirche ge¬
stattet. Ich setze überhaupt anch bei den übrigen An¬
trägen voraus, daß die jährliche» Beiträge nnr so lange
gezahlt werden sollen, als der Vertrag nicht gekündigt
wird, und daß Baugelder, wenn sie heute bewilligt
weiden, in eintretendem Falle zurückgezahltwerden.

Es handelt sich also zuerst um den Antrag des
Mg. Schult, der von dem Antrage des Ausschusses
sich' am weitesten entfernt und der dahin geht, anstatt
jährlich 150 Thlr. zu zahlen, 4500 Thlr. zur Restanration
der Kirche zu Brauweiler beizutragen unter der Bedin¬
gung, daß, wenu das alte Verhältniß durch die Pfarr¬
gemeinde getündigt werden sollte, letztere gehalten sein
soll, die 45>00 Thlr. zurüctzuzahleu.

Ich bitte Diejenigen, die gegen diesen Antrag sind,
sich zu erheben,

(D:e Minderheit dafür.)
Der Antrag i^'c verworfen.

M«::c Herve::, nun t«nnm' wir zu dein Antrag
des Abgeordneten Simons: die jährliche Retribntiou
von 100 TlMv ..-mf .'!0<» Th,.ler zu erhöhen.

(Nach vorgenommene, Probe und Gegenprobe be¬
schließt der Märschall die l.^ncntliche Abstimmung,)

Der Namensaufruf erfolgt und es antworten
hierbei:

Mit I a:
Aldringen
Frhr. von Bourscheidt
Graf vou Beissel.
Vartels.
Bremig.
Bacbem.
Clemens

Frhr. vou Eerde.
„ von Fürstenberg-^ocrsfeld.
„ vou Fürstcilberg-Borbeck.
„ Naitz von Freütz.

Frings.
Frengcr.
Frhr! von Geyr.
Graf von Goltstein.
^»uittienne <^tiedaltorf).
Guittieuuc (Ihn).
Grasf,
Gras uon Hoensbrocch.
Graf von Hompefch.
Iansen.
Klostermann.
Frbr. von Lcytam
Frhr. von Mylius
Graf von Nesselrodc.
l>^. ^ioeggcratb.
Nußbaum.
Paulssen,
Frbr. von Rynsck.
Reusch.
Frhr. von Solemacher-Grünhaus.
Graf von Spec
Frhr. von Spies-Büllcsheim.
Viüions.
Seulen.
Schult.
Graf von Schacsberg.
Schmidt.
Wachter.
Zorcs.
Frhr. von Waldbott-Bassenheim-Bornheim.

Mit N ein:
Adains.
Bcrger.
von'Berg.
Banin.
Bocuingcr.
Co»tze»! >
Frhr. von Dalwigl.
von Ehnern.
Gcmünd.
Grnhn.
von der Heydt.
Hardt.
Horst.
Hunzingcr.
Immich.
Kampf.
Kcllermann.
Frhr. von Loii.
^üubourg.
Dr. Lcxis.
Müuster.
Frhr. von Nyucnheim.
Pilgram,
!)>'.' Riegel.
Roth,
Rolsboven.
Frhr, von Solemacher-Antweiler.
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Sclmnck.
Oi-, Wurzcr

G e f e h l t l, a b e ü :
Becker.
Fonck.
Fürst zu Salni-Dyck.
Schroedcr.
Schau rte.

Es haben gestimmt 41 mit Ja, 2!» mit Nein.
Der A»trag des Abg. Simous ist mithin auge-

nommeu, wonach der Antrag des Ausschusses mit der
Modifikation angenommen ist, daß anstatt HO Thaler
uuumehr :«><> Twler zu bewilligen sind.

Marschall: Das Referat ist erledigt. Ich ersuche
den Herrn Referenten v. d. H eydt, das Referat des
VIII." Ausschusses über die Prooinzial - Hülfskasse vorzu¬
tragen.

Der Referent v, d. Heydt erstattet den betreffenden
Bericht Nr. 51!, 5t u. 55 des Journals.

Der Ausschuß stellt den Autrag:
„daß es der Direetiou der Prouinzial-Hülfskasse ge¬

stattet werde, Depositen von Privaten auf eine jährige oder
halbjährige Kündigung zn eiuem der resp. Dauer der
Kündigungsfrist angemessene!! Zinsfuß anzunehmen," und
bittet die 'Versammlung, diesen Antrag zn ihrem Beschluß
zu erheben.

Je nachdem die beantragte Maßregel von E

..^........^ ...... ^ ^ Rblösung
tuten Darlehen zn ertbeileu," für eine spätere Diät vorbehalten.

Marschall: Es wird die Discussiou darüber eröffnet.
sEs verlangt Niemand das Wort.)

Der Antrag des Ausfchuffes ist angenommen und wird
ein Schreiben an den Herrn Ober.Prasidente» zu erlasse»
seiu.

Derselbe Referent fährt in der Berichterstattung über
die Proviuzial-Hülfstasse fort, (Nr. 52) „ud trägt der
Ausschuß darauf au: „Der Landtag wolle die statutenge¬
mäß!,' Dechargirnng unter Anerkennung der guten Geschäfts¬
führung anssprechen.

Die Dechargc wird ertheilt.
Derselbe Referent erstattet einen Bericht über den

GrundstencrHectmigsfouds. Nr. l» d. Iouru.
Ei» Autrag ist nicht gestellt.
Der Ausschuß constatirt mit Genugthuung, daß die

^öiugliche Regierung zu Trier auf das Mouitum des
^>. Prooinzial Landtags, dahin gerichtet, daß die Unter^
stützuugcu nicht rasch genug erledigt worden seien, Vor<
kehrung getroffen hat, künftig das betreffcudc Verfahren zu
beschleunigen.

Der Referent Frhr. v. Holemacker-Antweiler
erstattet einen Bericht des U1. Ausschusses über die Petition
°es Bürgermeisters und der Stadtverordneten zu Münstereifel,
betreffend die Reparatur der dortigeu Gmnuafial- und
Iefuitentirche.

Der Ausschuß beantragt: „Die hohe Ständeuersamm
lnng wolle den in der Petition des Bürgernleisters, der
Beigeordneten nnd Stadtverordneten <!. <!. Münstereifel
3». September 18<i4 gestellten Antrag ablehnen nnd zur
Tagesordnung übergehe».

Marschall: Wenn sich Niemand zum Worte meldet,
nehme ich an, daß ^ie gar keine Discnssion wünschen, und
der Autrag des Ausschusses: zur Tagesordnung überzu¬
gehen, angenommen sei.

<Pan,e.)
Er ist angenommen.
Er wird mit einem Schreibe» an die Petenten zurück

gehen.
Nun kommt die Petition des Bürgermeisters nnd der

Stadtverordneten von Eleve, die Erhöhung des Servis>
geldes betreffend.

Referent Frhr. v. Holemacker-lHrünbaus ver¬
liest den Bericht, Der Antrag des Ansschusfes geht dahin:
Die hohe Versammlung möge von ^r. Majestät dem
Könige erbitten, die Stadt Eleve zu ciuer iVervis-Stadt
erster Klasse zu erklären.

Marsckall: Die Discussiou ist eröffnet. Wenn
nichts dagegen erinnert wird, nehme ich an, daß Sie dafür
sind, eine' entsprechende Adresse an Se. Majestät zu richten.

Wird angenommen.
Derselbe Referent erstattet einen Bericht über die

Petitiou eiues gewissen Eourth, die eiu Mitglied der hohen
Versammlung zn der seinigen gemacht hat, wegen lieber^
biirdnng mit Eiuanartierung zu Niederzündorf.

Der Ausschuß stellt iu Erwägung aller angeführten
Gründe den Autrag: der hohe Landtag wolle 'in einer
Adresse bei Sr. Majestät dem Könige erbitte», Allerhöchst
derselbe möge bis dahin, daß das in dem Landtags Abschiede
vom l5. November 1802 in Aussicht gestellte 'Gesetz über
anderweite Reguliruug der Eiuquarlieruugslast zu Staude
gekommen, den Allerguädigst oewilligten Zuschuß von 2 Sgr.
t> Pf. pro Mann und Tag auf 5 Sgr. erhöhen.

Abgeordneter Münster: Ich möchte bitteu, daß der
Autrag etwas modificirt werde, daß uämlich dariu gesagt
werde: für die jährlich durch Manöver n. f. w. heimge
suchten Ortschaften.

Referent Freiherr v. Holemacher - Grünlians:
Dann würde es uicht heißcu dürfen, daß der Zuschuß erhöht
werde. Er ist nur bewilligt für gewisse Ortschaften, für
andere Orte eristirt er nicht.

Abgeordneter Baun»: Es fragt sich, ob nicht hiuzu
gefügt werden möchte, „bis znm Erlaß des in Aussicht ge
stellten Gesetzes".

Nefcreut Freiherr v. Holemacher-Grün Haus:
Dies steht darm. Der Autrag lautet nämlich: Der hohe
Landtag wolle iu einer Ndresse bei Se. Majestät dem Könige
erbitten, Allerhöchst derselbe möge bis dahiu, daß das
in dem Landtags Abschiede vom >5. Nov. 1862
in Aussicht gestellte Gesetz über anderweitige
Regelung der Einquartierungslast zu Stande
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gekommen, den Allergnädigst bewilligten Zuschuß von > weitergehende Frage eine ga,iz andere Basis herbeiführen,
2 Sgr, <i Pf. pro Mann nnd Tag auf '» Hgr. erhöhen, ^ Ich bitte daher, den Aurrag der Commission auz»»ehinen.

Abgeordneter v. Ottnern Wi'irde es nicht ang^
messener sein, iin Eingange des Antrages zn sagen, daß
des Königs Majestät geruhen möge, das baldige Zustande,
kommen des schon so lange in Aussicht gestellten Einqnar-
tierungs^GesetzesAllerguädigst zu oeraulasse», und bis dahin
einstweilen diese Erhöhung zn bewilligen?

Abgeordneter NolsKoven: Nach meiner Ansicht ist
das baldige Zustandekommen des Gesetzes, welches das
Einquartiernngswesen regelt, noch nicht zn hoffen. Darüber
tonnen noch Jahre vergehen. Daher möchte ich vor allen
Diugeu darum bitten daß nur bis dahin bei dem ^?atze
von5>Thlr., wie im Referat vorgeschlagenwird, stehen bleiben.

Marschall: In dem Vandtagsabschiedvom l.'i. No
vcmbert««!^ ist uns ein solches, das Einqnartiernngswesen
regelnde Gesetz in Aussicht gestellt worden. Wenn wir
nun setzt schon wieder des Königs Maiestät urgiren wollen,
so ist das allerdings eine Frage, worüber auch discnlin
werden kann. Die jetzige Frage aber ist: Soll den ge^
nannten Bewohnern unserer Provinz, welche denen der
anderen Provinzen gegenüber eine verhältnißmäßig große
Last zn tragen haben, indem sie für die Einquartierung ucr-
hältuißmäßig uicht entschädigt werden, dadurch geholfen
werden, daß der Servis von ^ . Vgr. auf 5 Sgr. erhöht
wird?

Abgeordneter Vaun»: Ich erlaube mir zu beantragen'
daß auch die anderen Orte darunter begriffen werde», daß
also aller Orten, wo Einguartieruug stattfindet, der aus¬
reichende Zuschuß gegeben, werde.

Abgevrdueter Rolshoven: Ich wollte nicht beaw
tragen, daß in allen Orten bei Durchmärschen dieser Hervis¬
satz gegeben werde, sondern ich habe blos die Umgebnng der
Wahner Heide im Kreise Mülheim, und der ^pellener Heide
bei Wesel im Auge.

Abgeordneter Brennst: Ich glaube, daß das Referat
mit dem Antrage die reiche vollständig erschöpft. Die
Petition kommt ans einer Gegend, wo bereits Zuschüsse
bewilligt sind. Es wird aber nachgewiesen, daß diese nicht
ausreichend sind. Run wird um Abhülfe gebeteu, uud der
Ausschuß beantragt, daß mau bitten möge, den Zuschuß
auf ', Sgr. zn erhöhen. Alles was darüber hinausgeht,
geht über die uus vorliegende Frage hinaus, und würde
l'elbstständigeAnträge darstellen. Wenn aber diese Petition
befürwortet wird, dann folgt hieraus, daß auch die andere
Frage angeregt wird, nnd wenn man an maßgebender Stelle
über diese Petition beschließen mnß, so wird auch in Er-
wägnug gezogen werden müssen, ob eine Erhöhnng der
Servisgelder blos für eiucu Theil des Staates staltfinden
soll, oder ob die ganze EingnartierungsFragc zu regeln ist;
was bei den deshalb in der ganzen Provinz läut ge¬
wordenen Beschwerden gewiß sehr wünschenswerth wäre.

Abgeordneter Graf Nesselrode: Es scheint mir
bedenklich, den Antrag weiter auszudehnen. Der Antrag
bezweckt, für eine dauernde Einquartierung die alljährlich
wiederkehrt, eine Erleichterung zn beschaffen, und würde die

Marsckall Es frägt sich, ob die Herreu auf ihren
Anträgen bestehen?

sDie Anträge werden znrüctgezogen.)
Dann ist jeder Widerspruch gegen deu Ausschuß-Antrag

gehvben und würde die betreffendeAdresse zn entwerfen sein.
Der Antrag des Ausschusses ist augeuommeu.
Herr Dl-. Würz er »volle jetzt das Referat des I.Aus

schusseserstatte».

Der Referent Dr. Wur;er erstattet deu Bericht des
I. Ausschusses, betreffeud deu Entwurf einer Verordnung
über die Ausführung der in den Artilelu lX u. XllI der
Verordnung vom l ü'. Juli ! ,^27 enthaltenen Bestimmungen
über die Provinzial Laudragswahleu im Alande der Land-
gemeinden der Rheinprovinz.

Marschall: Ich eröffne die allgemeine Discussiou.
Da Riemand das Wort verlangt, so können wir zu den
eiuzelnen Paragraphen übergehen.

Referent l)^. Tsurzer Der Ausschuß beantragt znr
Einleitung, Alinea t, daß statt der Worte:

„Nachdem gegemvärtig das ländliche Evmmnualwesen
i» der Rhemprovmz regnlirr ist, bestimme Ich" :c. es
heißeu soll: .

„Nachdem die Gememde-Orduung in der Rheiuproviuz
publicirt ist, bestimme Ich" :c.

Der Eingang wird mit dieser Veränderung angenommen.
Der H. I wird unverändert angenommen.
Der H. 2 wird ebenfalls unverändert angenommen.
Zu 8- '> beantragt der Ansschnß zum ersten Passus den

Znsatz: „von den gruudbeMeuden Mitgliedern", wonach der
erste Passns lanten soll:

„Die Bezirkswähler znr Wahl der Abgeordneten der
Landgemeinden werde,! von den gruudbesitzendcnMitgliedern
der Bürgermeisterei Verscnnmlnngen aus ihrer Mitte gewählt.

8- l Statt ,,!Ä» Feuerstellen" soll es heißen: „ä»f20l,0
Seelen."

Abgeordneter Wachter: Es Heißthier: „ans ihrer
Mitte." Gehört da der Bürgermeister mit dazu? denn
das ist nicht gesagt. Es ist bei uns vorgekommen, daß
der Bürgermeister gewählt wurde, der nicht Grundbe¬
sitzer war. Die Regierung hatte den Bürgermeister als
nicht znr Versammlung gehörig betrachtet, und es muß
daher hier gesagt werden, „wv',n der Bürgermeister ge¬
hört, vder, wozu der Bürgermeister uicht gehört."

Referent Dr. Wurzer: Der Census wählte bis¬
her. Da aber der Bürgermeister als Grundbesitzer selbst¬
redend Wähler und wählbar ist, so haben wir geglaubt,
daß durch diesen einfachen Znsatz die Sache vollständig
erledigt sei.

Abgeordneter Schult: Es scheint mir sehr bedenk¬
lich zu sciu, bloß ans der Mitte der Bürgermeisterei-Ver¬
sammlung zn wählen. Ich würde beantrage», die
Worte: ,',ans ihrer Mitte" zn streichen.

Abgeordneter Gontzen Meine Herren, der Znsatz
„ans ihrer Mitte" ist nicht neu. Die Verordnung vvin
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Jahre 18^7 in Beziehung auf die Ausführung der Pro-
vinzial-Ordnung fagt ausdrücklich, daß, fobald das
Eommnnal-Wesen regnlirt fei, die Bürgermeisterei-Ver-
fanuulung aus ihrer Mitte zu wählen habe. Wenn nnn
Herr Schult nicht will, daß die Verordnung v. 1.1,^7
in diefein Passns aufgehoben werde, fo mnß der Zusatz
bleiben. Der 'Ansschus; hatte lein Interesse, daran
etwas zu ändern. Dagegen hielt es der Ausschuß für
wichtig, daß man nicht bloß sage: es werden die Be-
zirts-Wäbler von der Bürgermeisterei-Versammlung aus
ihrer Mitte gewählt, sondern zu snppliren: „von den
gründ besitzend eil Mitgliedern der Bürgermeisterei-
Versammlung aus ihrer Mitte," damit das ständische
Interesse nicht verloren gehe. Nach der Gemeindc-Ord-
nung tann nämlich Einer Mitglied der Bürgermeisterei-
Versammlung sein, wenn er auch nur 3 Thaler Klassen¬
steuer zahlt/ Es tonnen Fälle vorkommen, daß selbst
Grenz - Anfseher und dergl. Leute zur Bürgcrmeisterei-
V'crsammlnnggewählt werden, nnd deshalb glanbte man,
daß das ständischeWesen in Beziehung ans den vierten
Stand ganz aufgehobenwerden würde, wenn man solchen
Mitgliedern, die keinen Grundbesitz haben, das Recht
einräumen wollte, mit zu wählen.

Abgeordneter Tchult: Ich würde vorschlagen, daß
die Wäblcr 10 Thaler Grundsteuer zu zahlen haben.

Referent l),-. Wurzer: Die Nedingnngen des
Grundbesitzes sind bereits normirt. Wodurch Jemand
Mitglied des Gemeinde-Rathes werden kann, das ist die
Norm dafür. Der Antrag des Ausschusses geht also
dahin, im i>. 3. den ,")>isalzzu machen: '

„die Bezirks-Wähler zur Wahl der Abgeordneten
der Landgemeinden werden von den grundbesttzenden
Mitgliedern der Vürgcrmeistcrei-Vcrsamnilung ans ihrer
Mitte gewählt.

Abgeordneter Frings: Das heißt also, daß nur
grundbcsitzendeMitglieder auch Wähler sind?

Referent: Wäbler und wählbar, ja Wohl!

Marschall: Ich stelle demnach das Amcndemcut
des Referats zu 5. 3 zur Abstimmung, und bitte Dic-
Migcn, die gegen diesen Zusatz sind, sich zu erheben.

(Minderheit.)
Der Zusatz ist angenommen.

Referent: Im tz. 4 soll es nun heißen statt
„von weniger als 150 Feuer stellen einen," „von
weniger als 2000 Seelen einen," — nnd statt „auf
lede 150 Fenerstellcn einen Wähler", ans jede 2000
Seelen einen Wähler."

Marschall: Der Unterschiedist also, daß nicht
nach den Feuerstellen, sondern nach der Scelcnzahl ge¬
wählt werden soll.

Wenn nichts dagegen erinnert wird, nehme ich das
Einverständnis; der hohen Versammlung mit dieser
Aenderung an.

(Keine Einwenduug.)
Die Aenderung ist angenommen.

Referent: Die ^. 5 und 6 sollen unverändert
beibehalten werden.

Marsckall: Nnn hat der Ausschuß noch einen
Wunsch, nämlich den, daß trotz der eingetretene!!Amen-
dirnng die Bitte hinzngefügt werde, daß es Se. Majestät
beim Alten belasst und dieser Wnnscb ist niedergelegt in
einem Schreiben an Se. Maj. den König,

Abg. Graf v. Resselrode: Ich glaube, daß es die
Debatte sehr abkürzen tonnte, wenn der HerrLandtags-
Marschall beliebte, die fertige Adressemit verlesen zu
lasseu. Es scheint mir, daß In derselben die Idee des
Antrages des Ausschussesnoch präciser festgestellt ist als
in dem Referate, ^ gleichwohl werde ich mir erlauben,
später dagegen zn sprechen.

Marschall: Ich habe nichts dagegen zu erinnern,
daß das geschehe, was der Referent znr'Beschleunigung'
der Debatte für dienlich hält.

Der Vortrag der Adresse dnrch den Referenten er¬
folgt hierauf.

Marschall: Ich frage, ob jemand gegen die
F-asp-ng dieses Schreibens etwas einznwendcn hat? —

Graf v. Nefselrodc hat das Wort.

Abg. Graf v.?tesselrode: Mein Antrag, die Adresse
gleichzeitigvorzutragen, geschab ans dem Grunde, weil
sie mir nlcht ganz das in dein Referate Enthaltene aus¬
zudrückenscheint, ^ch habe dies schon in der Eommission
ausgesprochen nnd möchte daher jetzt die Debatte dahin
lenken, ob überhaupt ein solcher Wnnsch jetzt auszu¬
drücken zweckmäßigerscheine. Das Princip haben wir
durch Amendiruug des Gesetzes soviel wie möglich ge¬
wahrt. Wir stehen nun eiuer Bestimmnng gegenüber,
die gesetzlich feststeht. Es soll das Wahlrecht nach der
gesetzlichenBestimmung vom Jahre 1827 an die Bürger¬
meisterei-Versammlungübergehen. Nun vermag ich nicht
zu übersehen, welcbeiiZweck es haben soll, daß wir jetzt
noch Wünsche anssprechen, die dahin gehen, eine gesetz¬
liche Bestimmnng aufzuheben. Eine Aenderung ist sonach
nicht möglich; und es würde sich empfehlen, einen voll¬
ständig neueuAutrag zu formnliren nnd darin zusagen,
man bitte, das bezügliche Gesetz von 1827 auf dem
Wege der Gesetzgebung 'zn amendiren. Mein Antrag
geht also dahin, das amendirte »«setz anznuchmen und
in der Adresse dem Wunsche der Belassnng bei dem
Alten nicht Ausdruck gebeil zu wollen. Allerdings mnß
man sich den Untersch'ted zwischen einem Antrage «nd
einem Wnnsche klar machen. Es ist dies eine feine Di-
stinction, dieselbe dürfte aber bei der vorliegenden Frag?
irrelevant sein. —

Referent N,-. Wnrzer: Es ist allerdings im Jahr
1827 ein Gesetz gegeben worden, worin es heißt, daß sobald
die Gemeindeord'nnngabgeschlossen sei, ein neuer Wahl^
modus eintreten sollte. Nun fragt es sich, ob jetzt dieser
Zeitpunkt eingetreten ist. Der jetzige Abschluß der Gemeinde-
ordnnug besteht schon seit acht Jahren. Darin ist nichts
davon gesagt, daß auch das Gesetz oou 1827 aufgegebensei. Es
ist in dieser Beziehung nichts geschehen.Auch jetzt ist der
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Zeitpunkt ebenso wenig gekommen wie vor 8 Jahren. Wir
waren der Meinung, daß zum Abschlüsse des Gemeinde-
Wesens gehöre, eine Gemeinde-, Meis und Bezirtsorduuug.
Wir haben diesen Grundsatz verfochten bei der Berathung
der neuen Gemeiudeordnuug iu der vorigen Session, ebenso bei
der Krcisorduuug; und wir wollen ihu jetzt wieder verfechten,
indem wir sagen: Bauet die Gemeindeordnimg von unten
herauf, und darauf hin 'vollen wir die Kreis- nud Bezirks-
ordnuug bauen, — danu versteht sich das Weitere von
selbst. Sollen wir nun, wo nns das erste Glied fehlt, —
denn unsere beratheue Gemeindeordnung ist noch nicht weiter
zur Sprache gekommen, — ebeuso fehlt uus die Kreisorduuug
den Wahlmodus in einen anderen Bereich ziehen? Wenn >nnr
den Grundbesitz mit hcreiuzieheu, so bleibt es dasselbe. Wir
haben aber '^e. Majestät den König bitten 'vollen, Er
möge es beim Alten belassen, eS möge die Abänderung so
lange aufgeschoben bleiben, bis Alles erreicht ist, was 'wir
im Grunde wünschen.

Abg. Frhr. v. Holemacher-Antweiler: Nachdem
das uns vörliegeude Gesetz ameudirt ist, und wie ich glaube,
in höchst zweckmäßiger Weise, indem tz 1 ausdrücklich das
Wahlrecht uud die Wahlfähigteil an den Grundbesitz knüpft,
was dein conseruativen Princip, dein wir hier immer gehnl
digt haben, vollständig entspricht; nachdemferner 8 4, welcher
zu Zweifel Anlaßgeben könnte, in Rücksichtdarauf ob uach
Feuerstelleu, oder nach der ^eelenzahl gewählt werden soll,
dieser Beziehung in ameudirt ist, so glaube ich, tonnen wir
es dabei belassen. Wenn ich das Gesetz aber für zweckmäßig
halte, so wurde ich mit mir in Widerspruch treteu, wenn
ich des Königs Mas. bitte» wollte, es doch bei dem frühern
Gesetze zu belasse», uud daher würde ich gegeu die vorliegende
Adresse stimmen, und mich darauf beschränken,Se. Maj. zu
bitte», den Gesetz Entwurf mit den beiden Modificationen
im tz 1 lind tz 4, sowie der im Eingange zum Gesetz
erheben zu lassen.

Abgeordneter Graf u, Hoensbroech Meine Herren,
man hat die Einrede gemacht, mau begreife nicht, warum
wir den Wuusch aufsprechen wolleu, es bei dein alten be¬
setz zu belasse»; man sehe ferner nichl ein, warum man
eine gesetzlicheBestiinmiing aufgebe, Iu Bezug auf den
zweiten Punkt ist im Gesetz vom Iabre l«27 ausdrücklicb
gesagt, daß sobald das Eomiuunalwesen regulirt sein wird,
die Gesetzen Äe»der»»g stallsiudeu solle. Der Ausschuß ist
mm der Ansicht gewesen, daß diese Negnlirnng bisher nicht
stattgefunden habe; wir haudelu also uicht gegen das Gesetz
vom Jahre 1^27, sondern ganz conform, ganz analog dein
Gesetz. Hat die Negnlirnng des Eommnnalwesens stattge
funden, dann ist es etwas anders, das ist aber bis jetzt
nicht geschehen. Alsv ganz conform mit dem Gesetz u. I.
1827 haben wir des Königs Majestät gebeten, es bei dem
alten Wahlmodus z» belasse», oder doch wenigstens, daß
bei einer Veränderung der Gruudsatz des Grundbesitzes
gewahrt werde. Warum wir uicht diese,: Wunsch aussprecheu
solle», sehe ich nicht ein. Wir haben ans dem 15>. nnd 14.
Landtage dasselbe Petitnm an die Krone gerichtet; es hat
inzwischen keine Verändernng stattgefunden, und deshalb
mußte der Landtag wenigstens dein Wunsche Ausdruck geben,
schon der Eonseqncnz wegen. Auf dein N1. nnd 14. '^cmd-
tage haben wir das Gesetz total verworfen; indeß die
Königl. Staatsregierung scheint Gründe zu haben, daß doch
wenigstens in einer Weise diese Vorlage zum Gesetz erhoben

werde, indem dadurch das Wahlgeschäft eine große Er
leichterung bekommt; uus diesen: anschließend siud wir auch
darauf eingegangen. Den Wunsch aber, es beim alten Wahl
modus zu belasse», sprechen wir am Schlüsse der Adresse
noch einmal aus, conform deu Wüufchcu des l^>. nnd 14.
Provinzial Landtages.

Abgeordneter Graf v. Nesselrode: In Artikel 12
und 15! des Gesetzes vom 1^>. Juli 1827 ist ausdrücklich
bestimmt, daß die Aenderung nach Negnlirnng der Gemeiude-
Verfassuug statthaben soll/ Es steht ausdrücklich iu den
beiden Paragraphen, daß fortan dieses Wahlrecht cm die
Bürgermeisterei Versammlungen übergehen soll. Nun ist
diese Bestimmnng getroffen, daß vorher die Stände gehört
werden svllen. Es scheint zweifelhaft gewesen zn sein, ob
es nothwendig sei, diese ganze Angelegenheit vor die stände
zn bringen und sie nicht ohne Weiteres auf Gruud der
Bestimmung I I und U! des bezüglichen Gesetzes in das
Neglement hinein zn bringen nnd glaube ich, daß lediglich
die Bestimmung der Wahlortc für die uochmalige Vorlage
an die stände'maßgebend gewesen ist.

Abgeordneter Gontzen: Ich glaube, daß der Abge¬
ordnete Graf Ncsselrode etwas übersehen hat, daß eine
Bedingung daran geknüpft imrden, die Bedingung nä,n<
lich wie es in dem Gesetze heißt: „sobald daß ländliche
Commnnalwesen regulirt worden ist." Das sind Beding¬
ungen, die erst erfüllt werden müssen. Wie den Herren
bekannt ist, ist uns nne Vorlage geworden, um die heutige
Communcil - Ordnung zn ändern. Es ist also nicht blos
unser Wnnsch, sonder» die Vlciatsregicrnng selbst hat
anerkannt, das; das ländliche Eomnmnlllwescn »och nicht
regulirt uud abgeschlossen ist, und deshalb ist uuS eben
eine andere Vorlage geworden. Wir können doch unmög¬
lich sagen, die Negulirung des ländlichen Eommnnalwesens
habe stattgefunden, nachdem weder die Vorlage der Staats»
rcgicrnug publicirt, noch diejenige gutgeheißen worden ist,
die von hier ans in modificirler Fassung vorgeschlagen
wurde. Die Bedingungen sind also noch nicht erfüllt
wurde», und daher' kommt auch das Gesetz vou 1827
noch nicht zur Auweudung. Im Ncbrigcn trete ich den
Ausführungen des Herrn 'Neferenten bei.

Marschall: Es hat sich Niemand mehr znm Wort
gemeldet.

Soll die verlesene Adresse angenommen werden?
Die Adresse wird mit sehr großer Majorität ange¬

nommen.
Der Herr Referent wolle in der Berichterstattung

fortfahren.
Das Referat des VlI. Ansschnsses, betreffend die

Beihülfe an die Gemeinde Burg zum Ansban der Mosel»
straße vou Zcll nach Trarbach wird von demselben Nefe»
rente» erstattet.

Der Ausschuß stellt folgende Anträge:
!. der Gemeinde Burg ans dem Capital-Vermögen

des westrheinischen Vezirlsstraßenfonds eine Unter¬
stützung von :',0<X) Thlr. zu bewilligen.

^. den eventuellen Antrag: der Gemeinde Burg aus
dem Fonds der Provinzial-Hülfs-Kasse das feh¬
lende Bau-Kapital gegen mäßige Zinsen vorznschie«
ßen, zu befürworten.

Die Antrage des Ausschusses werden angenommen-
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Der Vicc-Marschall übernimmt den Vorsitz.

Derselbe Referent erstattet »in Referat des VI, Aus'
schusses über die Irren-Heilanstalt zu Siegburg.

Der Ausschuß stellt folgende Anträge:
I. Den Rechnungen pro 1662 63 die Decharge er-

theilen zn wollen.
II. den Etat pro 1865 66 zu genehmigen.
Hieran schließen sick folgende Anträge:

1 . die Pensiouirnng des Gärtners Eommans mit einer
jährlichen Pension von <!<) Thlr.

2. Erhöhung der Besoldung des Oetonomen Mitren
tenler von 55!» auf »>«>«»Thlr.

Ferner wird beantragt, den Banrechnunge» der außer
ordentlichen Bauten, der Gasoelenchtuiig, der feuerfesten Trep.
Pen nnd der Wasserfördermaschiuc die Decharge zu ertheile».

Vice-Marsckall (welcher auf turze Zeit den Vor-
sitz übernommen hat).

ES sind zwei Gegenstände beantragt, einmal daß dem
:c. Richartz der Dank dafür ausgesprochen werde, daß er
sich der Ealamität der Anstalt angenommen habe, und zwei^
tcus, daß die Decharge zu erl Heileu sei.

Ich bitte diesenigeu Herreu sich zu erheben, welche dem
Herrn Richartz den Daul cmssprecheuwollen.

«Geschieht.)

Es wird dies also erfolgen.
Der zweite Antrag geht dahin, die Decharge zu er

theilen.

<Es widerspricht Ricmaud.)

Wir gehen weiter.

Referent Dr. Wurzer trägt den Theil 11. des
Berichts vor, betreffend den Etat pro 1605, und 160<i, uud
zwar de» allgemeiueu Theil.

Marsckall: Es fragt sich, ob etwas dagegen zu
criunern ist?

(Es nimmt Niemand das Wort.)

Das ist nicht der Fall. Wir fahren fort.

Referent I^.TVurzer berichtet über die Unteradtheilung
u. welche ebenso wie die nä !^ genehmigt wird; in gleicher
Weise erfolgt dir Genehmigung des Etats pro l«<>5 uud

Der Referent verliest hierauf den Theil !!!, des Berichts.

Marschall: Ist dagegen envas zu erinnern?

lPanse.)
Es ist nicht geschehen: auch dieser Antrag des Ans

schnssesist angenommen.

Referent 1»^. Wurzer Die ständischen Mitglieder
der Eonuuissiou sind noch hier; ich bitte ader, an meine
Stelle einen andern zn wählen, da ich für die Ehre daule.

Marstliall: Es sind noch drei Anträge eingegangen.
Ein Antrag von Herrn v. Vevtam, genügend' unter¬

stützt, geht dahin, die durch die größere,! Städte der Pro^
vinz führenden Theile der Bezirlsstraßen ans der Reibe
der Bezirlsstraßen zu streiche», resp, die Unterhaltung den
Städten z» überlassen. Der Antrag geht an den VII
Ausschuß.

Eiu auderer Autrag ist die Petition des Abg. Bremig
nm Ergänznng resp. Adändernng des Artitels 1!N der
Gerichtsordnung und des Gesetzes vom l?. April tPN5!,
die Aliureiitatio» von Sch»ldgefa»gene» betreffend. Er ist
auck genügend unterstützt, und geht an den >ll. Ausschuß.

Der dritte Antrag vom Abg. Rensch, auch ge»üge»d
unterstützt, betrifft die Aufhebung des Gesetzes vom ,V Inni
l^ii:! wegen der l^ebührenpflichtigleit in BormnndschaftS-
sachen. Derselbe geht gleichfalls an de» 111. A»ssch»ß.

Bei der Abwesenheit des Herrn Referenten ersuche ich
den Herrn v. Frentz die Adresse, betreffend die Provinziab
Fener Societät, ^n verlesen.

«Die Adresse wird verlesen nnd genehmigt.)
Die nächste Sitzung wird am Mvntag nm !.^ Uhr

stattfinden.
Schluß der Sitzung mn ^ ^ , Uhr.)
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